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Berlin, 03. Dezember 04 

Rossmann fordert Landrat Grimme auf, 
die Täuschung der Bürger zu beenden 

2,5 Mrd. Entlastung für Kommunen in Deutschland 
durch Hartz IV sind sicher 

Ein „taktisches Verwirrspiel“ und eine „Kampagne der 

Täuschung“ wirft der Kreis Pinneberger SPD-

Bundestagsabgeordnete Dr. Ernst Dieter Rossmann 

dem Landrat des Kreises Pinneberg Dr. Wolfgang 

Grimme und anderen CDU-Kreispolitikern in Bezug auf 

die Entlastung der Kommunen durch die Arbeitsmarkt-

reformen vor. Rossmann: „SPD und CDU in Bundestag 

und Bundesrat haben gemeinsam gesetzlich vereinbart, 

dass die Kommunen in Deutschland jährlich um 2,5 

Milliarden Euro entlastet werden. Der Landrat will die 

Öffentlichkeit täuschen und die Menschen verdummen, 

wenn er immer wieder so tut, als ob der Bund den 

Kommunen in Deutschland die Entlastung vorenthalten 

würde.“ 
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Der Abgeordnete verweist darauf, dass die Sicherstel-

lung der kommunalen Entlastung im Gesetz durch zwei 

Überprüfungstermine im Jahr 2005, nämlich am 1. 

März und am 1. Oktober, abgesichert worden ist. Zu-

dem habe sich das Land Schleswig-Holstein eindeutig 

verpflichtet, die von der Bundespolitik ausgehende Ent-

lastung für die Kommunen voll an die Städte und Ge-

meinden weiterzugeben. Dies ist dem Landrat durch ei-

nen Brief des Landesfinanzministers vom 23. Septem-

ber dieses Jahres an die kommunalen Verbände be-

kannt. Rossmann: „Zu Beginn des Jahres 2005 wird die 

Landesregierung die vom Bund bereitgestellten Mittel 

nach einem Verteilungsschlüssel auf die Kreise und die 

kreisfreien Städte verteilen.“  

Aus den landesweiten Nettoentlastungen bei der Sozi-

alhilfe in Höhe von 120 Millionen Euro werden für die 

Gesamtheit des Kreises Pinneberg geschätzte 11,5 Mil-

lionen Euro fließen. Auch die Nettoentlastung von rund 

27 Millionen Euro aus Einsparungen beim Wohngeld 

wird vom Land an die Kommunen weitergeleitet. Für die 

Gesamtheit des Kreises Pinneberg seien hierbei 2,5 

Millionen Entlastung veranschlagt. Das bedeutet für die 

Kommunen im Kreis eine Gesamtentlastung von rund 

14 Millionen Euro. Rossmann: „Natürlich sind dies ge-

schätzte Zahlen, erst am Ende wird spitz abgerechnet. 

Aber die Entlastung für die Kommunen kommt in jedem 

Fall.“ 

Der Abgeordnete hält es deshalb für unzulässig, dass 

der Landrat offensichtlich nur die Finanzen des Kreises 

im Auge hat und die Gesamtheit der Kommunen des 

Kreises außen vor lässt. Rossmann: „Man muss den 

Eindruck gewinnen, dass die Städte und Gemeinden 

vom Kreis über den Tisch gezogen werden sollen.“ Es 
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dränge sich der Verdacht auf, dass der Kreis angesichts 

der vollmundigen Versprechungen der CDU zur Haus-

haltssanierung seine Finanzprobleme künstlich 

hochrechnet, um sich so eine bessere Ausgangslage für

die Verhandlungen mit den Städten und Gemeinden 

über die Erhöhung der Kreisumlage zu sichern. Ross-

mann: „Vom Landrat und der CDU im Kreis muss erw

tet werden, dass sie diese Fragen klar und transparent 

angehen. Stattdessen versuchen der Landrat und di

CDU, die anderen Finanzprobleme des Kreises aus 

durchsichtigen Motiven mit Hartz IV zu vermischen und 

sich dahinter zu verstecken. Dieses Spiel muss jetzt 

beendet werden.“ 


